
Gesundheitsfonds 
bringt keinen Nutzen

Das Bündnis Gesundheit 2000 im 
Freistaat Sachsen lehnt die Einfüh-
rung des Gesundheitsfonds zum  
1. Januar 2009 ab. Der Gesundheits-
fonds ist ein nicht tragfähiger Kom-
promiss der großen Koalition zwi-
schen Bürgerversicherung und Ge -
sundheitsprämie. Eine Verbesserung 
der medizinischen Versorgung oder 
eine Senkung der Krankenkassenbei-
träge sind durch dieses gesundheits-
politische Experiment nicht zu erwar-
ten. Dagegen tangiert dieser Gesetz-
entwurf massiv die Patientenrechte 
sowie auch die bestehenden Versor-
gungsstrukturen auf Seiten der Kos-
tenträger und der Heilberufe. 

Der Gesundheitsfonds ist ein Kon-
zept, das eine zentralistische Finan-
zierung und Steuerung der gesetzli-
chen Krankenversicherung in Deutsch-
land vorsieht. Häufigkeit und Schwere 
verschiedener chronischer und kos-
tenintensiver Erkrankungen sind in 
Deutschland jedoch nicht gleichmä-
ßig verteilt.

Die Einführung einer weiteren Staats-
behörde, verbunden mit dem zusätz-
lichen Aufbau einer Behördenstruk-
tur, ist schon aus ökonomischer Sicht 
unsinnig. Wettbewerbsinstrumente 
um die beste Versorgung müssen 
dezentrale Aspekte aufweisen. Das 
Prinzip der föderalen Daseinsfürsorge 
sollte nicht verlassen werden.
Durch den Gesundheitsfonds werden 
effiziente Gesundheitsstrukturen, die 
Patientensouveränität sowie die 
wohnortnahe ambulante und klini-
schen Versorgung gefährdet. Der 
freie Zugang aller Patienten zu ihren 
Ärzten, inhabergeführte Apotheken, 
die freiberufliche Verantwortung der 
einzelnen Haus- und Fachärzte, wer-
den massiv beschnitten.

Nach Schätzungen von Gesundheits-
politikern wird der mit dem Fonds 
vereinheitlichte Beitrag der gesetz-
lichen Krankenkassen auf 15 bis  
15,2 Prozent steigen, während er 
gegenwärtig bei durchschnittlich 
14,8 Prozent liegt.
Die im Fonds zu erwartenden Mehr-
einnahmen werden mit Sicherheit für 
die neue Bürokratie aufgebraucht. 
Ein Nutzen für den Patienten ist bis 
jetzt nicht ersichtlich. Eine Anhebung 
der ärztlichen Honorare wird nicht 
möglich sein. Dem bereits jetzt mani-
festen Ärztemangel in Sachsen wird 
auch vor diesem Hintergrund nicht 
wirksam zu begegnen sein.

Hintergrund: Bündnis Gesundheit 
2000 im Freistaat Sachsen
Als Reaktion der verfassten Ärzte-
schaft auf überstürzte Gesetzesvor-
haben der Bundesregierung zur Ge -
sundheitsreform wurde am 14. Juli 
1999 in Dresden ein Sächsisches 

Aktionsbündnis ärztlicher und nicht-
medizinischer Berufe gegründet. Seit 
dem arbeiten kontinuierlich 36 Be -
rufsverbände, Vereine, Körperschaf-
ten und Patientenvertreter in diesem 
Bündnis zusammen. Ziel des Bünd-
nisses ist es, eine breite Öffentlich-
keit von Patienten, Gesundheitsberu-
fen und Politikern landesweit über 
Regierungspläne zur Gesundheitsre-
form zu informieren und zu sensibili-
sieren, wenn es sich um eine system-
verändernde Strukturreform handelt, 
die das Versorgungs- und Betreu-
ungsniveau in Deutschland gefähr-
det. Das Bündnis Gesundheit 2000 
im Freistaat Sachsen will weiterhin 
einen konstruktiven Dialog führen, 
um mit Sachverstand, Konzepten 
und Alternativen notwendige Refor-
men im Gesundheitswesen voranzu-
bringen.
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